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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Lage in Afghanistan 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag verfolgt mit Besorgnis die nun schon 
über vier Jahre andauernde Kriegführung der Weltmacht 
Sowjetunion gegen das afghanische Volk. Er erinnert an die 

Afghanistan-Resolutionen der Vereinten Nationen vom 
14. Januar 1980, 20. November 1980, 18. November 1981, 
29. November 1982 und vom 23. November 1983 sowie der 
Menschenrechtskomnüssion der Vereinten Nationen vom 
29. März 1984; 

an die Erklärungen 

— der Zehn vom 27. Dezember 1983, 

— der Staats- und Regierungschefs der Blockfreien Staaten 
vom 12. März 1983, 

— des Islamischen Gipfeltreffens vom 19. Januar 1984 

sowie an die Entschheßungen der IPU, 

in denen als öffentliche Meinung der Welt eindeutig zum 
Ausdruck kommt, daß die sowjetische Intervention in Afghani- 
stan verurteüt wird. Die Besetzung Afghanistans durch sowje- 
tische Truppen ist nicht nur ein Verstoß gegen geltende Nor- 
men des Völkerrechts, sondern auch ein schwerer Schlag 
gegen die Pohtik der Blockfreiheit. Der Deutsche Bundestag ist 
der Auffassung, daß die fortdauernde Besetzung Afghanistans 
neben anderen Ursachen auch ein wichtiger Grund für die 
anhaltenden Spannungen im Ost- West- Verhältnis ist. 

2. Das afghanische Volk erleidet auch jetzt im fünften Kriegsjahr 
noch immer täglich schwere Menschen- und Blutopfer. Ein 
Ende dieses Leidens ist nur möghch, wenn die sowjetischen 
Truppen das Land verlassen, damit die Einmischung von außen 
beendet wird imd Afghanistan seine Unabhängigkeit und 
Blockfreiheit wiedererlangt. 

3. Der Deutsche Bundestag appelliert an die neue sowjetische 
Fühnmg, sich dem Verlangen der überwältigenden Mehrheit 
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der Staatengemeinschaft nicht länger zu widersetzen, die 
Truppen abzuziehen und zu einer dauerhaften Lösung den 
Verhandlungsweg zu beschreiten. Die Wiederherstellung der 
Selbstbestimmung des afghanischen Volkes ist ein wesent- 
licher Beitrag zur internationalen Entspannung und zur Auf- 
rechterhaltung des Friedens. 

4. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

a) angesichts der Tatsache, daß dem Internationalen Roten 
Kreuz nach wie vor der Zugang nach Afghanistan versperrt 
wird, entsprechend seiner einstimmigen Entschließung vom 
9. Jimi 1982 neben ihrer humanitären Hilfe für afghanische 
Flüchtlinge auch die afghanischen Widerstandskämpfer 
durch die Gewährung humanitärer Hüfe -- insbesondere von 
Nahrungsmitteln imd Medikamenten - zu imterstützen, um 
das unbeschreibliche Leiden des afghanischen Volkes zu 
lindem, 

b) nachdrücklich dafür einzutreten, daß das Internationale 
Komitee des Roten Kreuzes seine Tätigkeit in Afghanistan 
uneingeschränkt wiederaufnehmen kann. 

Bonn, den 11. Aprü 1984 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Dr. Vogel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 
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